
¥ Rom (dpa). Der italienische Staatspräsident Giorgio Napolitano
hat vier neue Senatoren auf Lebenszeit benannt, darunter auch den
früheren Chefdirigenten der Berliner Philharmoniker, Claudio Ab-
bado. Die vier werden damit für ihre Verdienste in sozialen, wissen-
schaftlichen und künstlerischen Feldern geehrt. Das Amt gilt als
eine der höchsten Auszeichnungen in Italien.
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¥ Berlin. Peer Steinbrück will beim
Thema Syrien klare Kante zeigen. Eine
Militärintervention lehne die SPD ab,
sagte der Kanzlerkandidat am Freitag.
Gleichzeitig stellte er einen Sechs-
Punkte-Plan zum diplomatischen Vor-
gehen in dem Bürgerkrieg vor. Stein-
brück zitierte sein Idol Helmut
Schmidt: „Hundert Stunden Verhand-
lungen sind besser als eine Minute
Schießen.“ Die CDU kritisierte Stein-
brück, weil er sich um eine Antwort
„auf den Tabubruch des Giftgasan-
schlags herumdrückt“, sagte der
CDU-Außenpolitiker Ruprecht Po-
lenz.

Der SPD-Kanzlerkandidat plädiert
dafür, beim G-20-Gipfel in der kom-
menden Woche eine vierköpfige Ver-
handlungsgruppe zu bilden, die aus
UN-Generalsekretär Ban Ki Mun, US-
Präsident Barack Obama, dem russi-
schen Präsidenten Wladimir Putin und
einem Spitzenvertreter der Arabischen
Liga bestehen soll. Die Gruppe sollte zu-
nächsteine 72-stündige Waffenruhe her-
beiführen. Das Assad-Regime soll dann
dazu bewegt werden, das Chemiewaffen-
abkommen zu unterzeichnen, das den
Einsatz von C-Waffen ächtet. Stein-
brück warf Merkel vor, erst sehr spät zu-
gestanden zu haben, „dass eine militäri-
sche Logik alleine nicht zielführend ist“.
Zugleich lobte er aber, dass Merkel und
Außenminister Guido Westerwelle
(FDP) inzwischen verstärkt den Kon-
takt zu Moskau suchten.

Die Bundesregierung verfährt in der
Syrienpolitik entschieden zweigleisig.
Angela Merkels Regierungssprecher
Steffen Seibert wird nicht müde, eine

„klare Reaktion“, eine „deutliche Ant-
wort“ und „Konsequenzen“ zu fordern.
Gleichzeitig macht die schwarz-gelbe
Koalition unmissverständlich klar, dass
sie sich an einem Militärschlag nicht be-
teiligen werde. „Eine solche Beteiligung
ist weder nachgefragt worden, noch
wird sie von uns in Betracht gezogen“,
so Außenminister Guido Westerwelle
(FDP). Was Schwarz-Gelb genau unter
klarer Reaktion versteht, bleibt deshalb
nebulös. Ruprecht Polenz (CDU), Chef
des Auswärtigen Ausschusses im Bun-
destag, plädiert dafür, den Bericht der
Chemiewaffeninspekteure abzuwarten.
Der UN-Sicherheitsrat werde den Be-
richt vermutlich schon an diesem Wo-
chenende diskutieren. Am besten sei es,
wenn sich die Vertreter im Sicherheits-
rat auf ein gemeinsames Vorgehen einig-
ten. Es müsse nicht zum Militärschlag
kommen, so Polenz. So könne man von
der Assad-Regierung fordern, „den für
den Giftgasangriff Verantwortlichen an
den internationalen Gerichtshof in Den
Haag auszuliefern“.

Polenz findet den Plan des SPD-Kanz-
lerkandidaten im Prinzip richtig. Das
habe man aber schon versucht. Zuletzt
scheiterte Ex-UN-Generalsekretär Kofi
Annan mit einer Vermittlungsmission
ähnlichen Inhalts. Seit Jahren arbeite so-
wohl die Bundeskanzlerin als auch der
Außenministerdaran, Russland zum ko-
operativen Verhalten im UN-Sicher-
heitsrat zu bewegen. „Es gibt Kontakte
intensivster Art“, sagt Polenz. Doch
Russlandwolle vonseiner bedingungslo-
sen Pro-Assad-Haltung nicht abrücken.
Polenz kritisiert, dass der SPD-Kandi-
dat das aktuelle Thema verfehle. „Mo-
mentan müssen wir erreichen, dass das
Assad-Regime den Tabubruch des Gift-
gas-Einsatzes gegen das eigene Volk
nicht wiederholt“, so Polenz.

¥ Moskau (AFP). Russland entwickelt einem Bericht zufolge ein
neues Raketenabwehrsystem, das auch Ziele im Weltall treffen
kann. Die Boden-Luft-Raketen vom Typ S-500 sollen 2017 einsatz-
fähig sein, berichtete die Nachrichtenagentur Interfax unter Beru-
fung auf Kreise im Verteidigungsministerium. Das System wird
vom Rüstungskonzern Almas-Antej entwickelt.

Die Zahl der Charaktere in
der Politik habe abgenom-

men, sagt Wolfgang Kubicki.
Sich selbst kann der Spitzenkan-
didat der FDP in Schleswig-Hol-
stein damit nicht meinen. Der
61-Jährige nimmt kein Blatt vor
den Mund, deshalb ist er als Red-
ner im Bundestagswahlkampf
gefragt wie nie.

Kubicki ist bekannt dafür,
dass er gerne austeilt: „Die SPD
wird unter Wert geschlagen.“
Für den FDP-Mann eine Tatsa-
che, die der Studienkollege von
Kanzlerkandidat Peer Stein-
brück offen bedauert. „Wir hät-
ten mit der SPD auf Basis der

Agenda 2010 problemlos zusam-
menarbeiten können.“ Aller-
dings sei nicht klar, wohin sich
die Sozialdemokraten derzeit
entwickelten.

Aber auch bei seiner eigenen
Partei pflegt Wolfgang Kubicki
das offene Wort. „Die man-
gelnde Souveränität, mit der die
FDP in der Vergangenheit auf-

trat, frustrierte die Leute.“ In ei-
ner Koalition seien beide Part-
ner gleich stark. Auch die Tatsa-
che, dass man bei der letzten
Bundestagswahl mit einem Pa-
thos angetreten sei und dann
nichts passiert sei, habe die Men-
schen misstrauisch gemacht.

Trotzdemist der Jurist und Di-
plom-Volkswirt überzeugt, dass
Schwarz-Gelb an der Regierung
bleibt. „Ich mache seit 40 Jahren
Wahlkampf, das ist das erste
Mal, dass eine Wahl nicht über
Themen, sondern über die Stim-
mung entschieden wird.“ Diese
sei aktuell gut – auch ein Beitrag
der Bundeskanzlerin. „Angela

Merkel ist gegenwärtig die Rich-
tige für den Job.“ Sie strahle in
KrisenzeitenRuhe undGelassen-
heit aus.

FürdieZeit nachder Wahl for-
dert Kubicki die konsequente
Anwendung des Insolvenz-
rechts auch bei Banken sowie die
Unterstützung der EU-Staaten
mit Wissen statt mit finanziellen
Mitteln. Bundesweit prophezeit
er seiner Partei ein Ergebnis von
acht bis neun Prozent. „Zusam-
men mit der CDU/ CSU werden
wir auf 47,5 oder 48 Prozent
kommen.“ Einen Ministerpos-
ten will der redegewandte Politi-
ker jedoch nicht beanspruchen.

¥ Düsseldorf (lnw). Nach der Einführung des Rechtsanspruchs auf
einen Betreuungsplatz für ein- und zweijährige Kinder am 1. August
haben nur wenige Eltern die Möglichkeit zu Klagen genutzt, teilte
das nordrhein-westfälische Familienministerium mit. Mit zeitweise
80 Klagen versuchten in Köln vergleichsweise viele Familien ihr
Recht durchzusetzen. 40 Klagen wurden wieder zurückgezogen.

KlagenaufKita-Plätzebleibenaus

¥ Belgrad (dpa). Nach den Bürgerkriegen beim Zerfall Jugosla-
wiens (1991 bis 1999) werden heute noch rund 12.000 Personen ver-
misst. Das berichtete der serbische Vermisstenverband. Im Kosovo
fehle von 1.726 Menschen jede Spur. Bei der Auseinandersetzung
der einzelnen Völker waren allein in Bosnien-Herzegowina mehr
als 100.000 identifizierte Tote zu beklagen.

¥ Bielefeld. Glaubt man Wolf-
gang Kubicki (Foto), steht ei-
nem schwarz-gelben Wahlsieg
nichts im Weg. Beim Redakti-
onsbesuch spricht der FDP-
Mann über den Wahlkampf, die
Konkurrenz und seine eigene
Zukunft. Von Jessica Weiser.

Bischof Tebartz-van Elst (53), wegen sei-
ner Amtsführung umstrittener Limburger
Bischof, hat Fehler eingeräumt. „Ich glaube
schon, dass es noch wichtiger gewesen wäre,
viel mehr zu kommunizieren. Wir haben es
versucht“, sagte er dem Domradio. Seit einer
Woche ist ein offener Brief mit Kritik an
dem Bischof im Umlauf. Mehrere Hundert
Menschen haben ihn unterzeichnet.  FOTO: DPA

¥ Berlin (AFP). Bundesregie-
rung und Deutsche Bahn wollen
36 Millionen Euro in den Aus-
bau und die Modernisierung der
Videoüberwachung von Bahn-
höfen investieren. Eine entspre-
chende Grundsatzvereinbarung
schlossen sie am Freitag, wie die
Deutsche Bahn und das Bundes-
innenministerium mitteilten.

Das gemeinsame Programm
ist auf sechs Jahre angelegt. Wel-
che Bahnhöfe dafür in Frage kä-
men, würden Bundespolizei
und Bahn in den kommenden
Monaten „anhand polizeilicher
und bahnbetrieblicher Krite-
rien“ entscheiden und umset-

zen, erklärte beide Seiten. Zu-
sätzlich werde die Bahn 24 Mil-
lionen in die Weiterentwicklung
ihrer sogenannten 3-S-Zentra-
len in Bahnhöfen investieren.
Dortwird der Einsatz vonSicher-
heits- und Servicepersonal vor
Ort gesteuert.

„Diese Vereinbarung leistet ei-
nen wesentlichen Beitrag, um
die Sicherheit der Bürgerinnen
und Bürger weiter zu verbes-
sern“, erklärte Bundesinnenmi-
nister Hans-Peter Friedrich
(CSU). Bahnchef Rüdiger
Grube erklärte, man wolle noch
mehr in die Sicherheit der Rei-
senden investieren.

¥ Hannover (dpa). Ein Untersuchungsausschuss soll die Affäre
um den grünen Ex-Agrarstaatssekretär Udo Paschedag in Nieder-
sachsen aufarbeiten. Vertreter der CDU und FDP im Landtag kün-
digten an, den Ausschuss im September zu beantragen. Paschedag
soll im Zusammenhang mit der Bestellung seines teuren Dienstwa-
gens unrichtige Angaben gemacht haben.

HoheZahlvonVermisstenaufdemBalkan

RusslandentwickeltneueRaketen

T A G E S T H E M A

Ralf Meister (51), Landesbischof von Han-
nover, verbindet mit der Erinnerung an das
Scheitern seiner ersten Ehe das Gefühl von
Schuld.Das Eheversprechen vor Gott seit ge-
scheitert. „Wir konnten das Gebot und die
Verheißung dieser Ehe, die wir in Liebe ein-
gegangen sind, nicht erfüllen. Diese Schuld
braucht Vergebung“, sagte Meister der Ta-
geszeitung Die Welt.  FOTO: DPA

Klaus Wowereit (59), Berlins Regierender
Bürgermeister, hat in einem Brief an seinen
Moskauer Amtskollegen das Anti-Homose-
xuellen-Gesetz in Russland kritisiert. In
dem Schreiben an Oberbürgermeister Ser-
gej Sobjanin habe er mehr Toleranz für un-
terschiedliche Lebensweisen angemahnt. In
Berlin soll an diesem Samstag gegen das Ge-
setz protestiert werden.  FOTO: DPA

AffäreumStaatssekretärvorAusschuss
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„DieSPDwirdunterWertgeschlagen“
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Investitionen in Höhe von 36 Millionen Euro

NeueSenatorenaufLebenszeit inItalien

ImPrinzipeinig: SPD-Kandidat Steinbrück, CDU-Außenpolitiker Polenz. FOTOS: RTR, DPA
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Steinbrück (SPD) legt Diplomatie-Plan vor
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Thüringische Landeszeitung
¥ Weimar. Das Schlimmste
an der Armut ist die Not. Das
Zweitschlimmste sicherlich
die Unmöglichkeit der Teil-
habe an einem Leben außer-
halb der eigenen vier Wände
und abseits dessen, was es an
Freizeitvergnügen zum Nullta-
rif gibt. (. . .) Das Dritt-
schlimmste an der Armut: Die
Armen werden sozial schwach
genannt. Das ist eine unver-
schämte Formulierung.

Südwestpresse
¥ Ulm. Die großen regionalen

Unterschiede lassen allerdings
aufhorchen. Es gibt ein immen-
ses Wohlstandsgefälle in
Deutschland, an dem auch die
vorhandenen Ausgleichstöpfe
nicht viel ändern.

Märkische Oderzeitung
¥ Frankfurt/O. Diese Men-
schen fühlen sich ausgegrenzt,
weil sie nicht wie andere ins
Kino oder Restaurant gehen
können – und dazu in ständi-
ger Angst leben, ob sie die
nächste Rechnung noch bezah-
len können. Dieses Gefühl,
„minderwertig“ zu sein, das ist
das wirklich Bedrückende.

P R E S S E S T I M M E N
A R M U T S B E R I C H T

Mit einer Mi-
schung aus

Entsetzen und
Fassungslosig-
keit schaut man
derzeit auf das di-
plomatische De-
saster, das der
Westen in der
Auseinanderset-
zung mit dem
Bürgerkrieg in Syrien verur-
sacht. Ohne Not hat US-Präsi-
dent Obama sich in eine Ver-
liererposition manövriert.
Seine Formulierung von der
„roten Linie“, die mit einem
Einsatz von chemischen Waf-
fen überschritten werde, hat
ihn in die Sackgasse des Ulti-
matums geführt.

Nicht mehr Obama ist jetzt
Herr der Situation, sondern
der verbrecherische Präsident
und Menschenrechtsmissach-
ter Assad. Indem Assad Gift-
gas einsetzt, zwingt er Obama
zu einer Reaktion: Entweder
der US-Präsident holt zum
Militärschlag aus, oder er
macht sich vorder Weltöffent-
lichkeitzum hilflosen Pappka-
meraden.

Das ist so mit die
schlimmste Situation, in die
das US-Staatsoberhaupt sich
und die Verbündeten manö-
vrieren konnte. Das britische
Unterhaushat mit seiner Wei-
gerung, sich an einem solchen
Schlagzu beteiligen,dem eige-
nen Premierminister die Ge-
folgschaft versagt. Die franzö-
sische Regierung will an der
Seite der USA notfalls auch
mit Militär in den Konflikt zie-
hen. Die Bundesrepublik ist
drei Wochen vor der Wahl de
facto handlungsunfähig, weil
die Regierung sich nicht mehr
klar positionieren will.

So zerschießt man ein
Bündnis. Zuletzt hat das der
damalige US-Verteidigungs-
minister Donald Rumsfeld
mit seiner Formulierung vom
„alten“ und „neuen“ Europa
vor dem Irak-Krieg geschafft.
Nun eifert ausgerechnet der
Demokrat Obama seinem ge-
scholtenen Amtsvorgänger

Bush nach, der
mit der Lüge von
chemischenWaf-
fen in Saddams
Besitz in den
Krieg zog und
die Region ins
Unglück stürzte,
aus dem sie nicht
herausfindet.

Macht das was
mit dem deutschen Wahl-
kampf?Bemerkenswert ist im-
merhin, wie schnell Bundes-
außenminister Guido Wester-
welle gestern betonte, dass es
eine deutsche Beteiligung an
einem Militärschlag gegen Sy-
rien nicht geben werde. Eben-
falls alarmiert scheint Bundes-
kanzlerin Angela Merkel zu
sein, die auf den G-20-Gipfel
der Industrie- und Schwellen-
länder nächste Woche setzt.
Beide ahnen, dass das Thema
Syrien dem SPD-Herausfor-
derer Peer Steinbrück ein bis-
lang fehlendes Mobilisie-
rungsthema liefern könnte.
In der Tat ist Steinbrücks Vor-
schlag eines vierköpfigen Sy-
rien-Gipfels mit UNO-Gene-
ralsekretär Ban Ki Mun, US-
Präsident Obama, Russlands
Präsident Putin und einem
Spitzenvertreter der Arabi-
schen Liga bedenkenswert. So
könnte man die Diplomatie
zurück ins Rennen bringen
und zunächst eine Waffen-
ruhe ermöglichen.

Mit einer Rückkehr zur Di-
plomatie wäre schon viel ge-
wonnen. Jedenfalls mehr als
mit einem kopflosen Bombar-
dement als Strafmaßnahme
gegen Syrien, bei dem man
fürchten muss, dass darunter
weder das Regime noch des-
senebenfalls zweifelhafte Geg-
ner, sondern nur die Men-
schen leiden würden.

Ob Obama nach dem Streit
mit Putin wegen des Ex-Agen-
ten Snowden dazu bereit ist,
ist allerdings eher zweifelhaft.
Man muss trotzdem darauf
hoffen.

Spätestens seit Salzkotten
eine Gesamtschule grün-

dete, war klar: Das traditio-
nell gegliederte Schulsystem
ist ein Auslaufmodell. Der
Umbau hat auf dem flachen
Land begonnen und wird un-
weigerlichbald auchdie Kreis-
städte erreichen. Überall ist
das Ziel das gleiche. Die Kom-
munalpolitiker wollen ein
möglichst umfassendes Bil-
dungsangebot bereithalten –
bis hin zum Abitur.

Ein Auslaufmodell ist auch
die Halbtagsschule. Längst
bietendie Grundschulen man-
chen ein Ganztagsangebot.
Weil Eltern und Schüler mit
dem Ganztagsbetrieb positive
Erfahrungen gemacht haben
und ihre Lebensplanung da-
rauf eingerichtet haben, kom-
men die weiterführenden
Schulen auf Dauer nicht
drum herum, sich auf die
Nachfrage einzustellen.

Rückläufig ist auch die

Zahl der Förderschulen. Das
ist politisch gewollt und wird
bald auch vom Landtag in Ge-
setzesform gegossen. Damit
das Vorhaben gelingt, muss es
behutsam angegangen wer-
den. Niemand sollte zu sei-
nem Glück gezwungen wer-
den.

Alle genannten Verände-
rungen erklären den Wider-
spruch zwischen zurückge-
henden Schülerzahlen und
weiterhin zu großen Klassen.
Ein System im Umbau benö-
tigt zudem viel Personal. Und
esmuss motiviert sein. Verset-
zungen an andere Schulfor-
men bedeuten schließlich ei-
nen Neubeginn. Der gemein-
same Unterricht behinderter
und nichtbehinderter Schüler
ist aufwendig. Da wirkt allein
die ausgesetzte Gehaltserhö-
hung kontraproduktiv.
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